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Stand: 13. Oktober 2008 
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1. VERFAHRENSSTAND 

Der Rat der Stadt Jever hat am 21. Februar 2008 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
91 „Altstadtquartier Jever“ beschlossen. Gegenstand ist planungsrechtliche Sicherung der 
städtebaulichen Neuordnung dieses Teilbereiches der Altstadt unter Einbeziehung benach-
barten Bestandsnutzungen und diese einer geordneten städtebaulichen Entwicklung zuzu-
führen. 

Der Aufstellungsbeschluss wurde am 23. Februar 2008 durch Veröffentlichung in den örtli-
chen Tageszeitungen ortsüblich bekannt gemacht. 

Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 17. Juli 2008 zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte durch Auslegung der Planunterlagen und Informa-
tion im Bauamt der Stadt Jever in der Zeit vom 21. Juli 2008 bis einschließlich zum 08. Au-
gust 2008. Die Auslegung der Planunterlagen wurde in der lokalen Presse veröffentlicht. 

Die aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden resultierenden An-
regungen und Stellungnahmen werden im Folgenden ausgewertet und gegeneinander und 
untereinander abgewogen. 
  

2. AUSWERTUNG DER BETEILIGUNG DER BÜRGER, DER TRÄ-
GER ÖFFENTLICHER BELANGE UND DER NACHBARGE-
MEINDEN 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden 18 Träger öffentlicher Belange angeschrie-
ben. Insgesamt haben 10 Träger geantwortet, davon 8 mit Anregungen und Hinweisen. 

Seitens der Bürger wurden 12 Stellungnahmen abgegeben, alle mit Anregungen und Hin-
weisen. 

Eine Übersicht über den Stand der Beteiligung und die Behandlung der Anregungen und 
Stellungnahmen zum Bebauungsplan Nr. 91 „Altstadtquartier Jever“ ist der folgenden Auf-
listung zu entnehmen. 
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2.1 Übersicht der Stellungnahmen 

lfd Nr. Beteiligte 
 

Beteiligt 
Anschreiben 
vom 

Antwort 
Posteingang 

mit 
Anregun-
gen und 
Hinweisen  

keine 
Anregungen 
und 
Hinweise 

 BEHÖRDEN 

1.  Oldenburgische Industrie- 
und Handelskammer, 
Oldenburg 

17. 07. 2008 25.07.2008 X  

2.  Kabel Deutschland, Leer 17. 07. 2008 25.07.2008 X  
3.  Landesamt für Bergbau, 

Energie und Geologie, 
Hannover 

17. 07. 2008 01.08.2008  X 

4.  Polizeiinspektion 
Wilhelmshaven/Friesland, 
Wilhelmshaven 

17. 07. 2008 04.08.2008 X  

5.  Wehrbereichsverwaltung 
Nord, Hannover 

17. 07. 2008 05.08.2008 X  

6.  Deutsche Telekom 17. 07. 2008 06.08.2008  X 

7.  Landkreis Friesland, 
Jever 

17. 07. 2008 07.08.2008 X  

8.  Oldenburgisch-
Ostfriesischer 
Wasserverband, Brake 

17. 07. 2008 08.08.2008 X  

9.  Zentrale Polizeidirektion – 
Kampfmittelbeseitigungsd
ienst -, Hannover 

17. 07. 2008 08.08.2008 X  

10.  Niedersächsisches Amt 
für Denkmalpflege -, 
Hannover 

17. 07. 2008 20.08.2008 X  

 ÖFFENTLICHKEIT 

11.  Bündnis 90 / Die Grünen, 
Fraktion im Rat der Stadt 
Jever 

 25.07.2008 X  

12.  Dr. Brigitte Behrends, 
Jever 

 01.08.2008 X  

13.  FDP Ortsverband Jever   06.08.2008 X  
14.  Dieter Jürgens, Jever  06.08.2008 X  
15.  Klaus Andersen, Jever  04.08.2008 X  
16.  Bärbel Niemann, Jever  07.08.2008 X  



Stadt Jever B-Plan Nr.91 „Altstadtquartier Jever“ 
 

  

17.  Stefan Uber, Jever  08.08.2008 X  
18.  Soziale Wählergruppe 

Jever/Friesland 
 07.08.2008 X  

19.  Volker Rehse, Jever  08.08.2008 X  
20.  Hermann Luiken, Jever  08.08.2008 X  
21.  Alf Krüger, Jever  08.08.2008 X  
22.  Otto Hülskötter, Jever  08.08.2008 X  
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2.2. Auswertung – Abwägungsvorschlag 
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1 Oldenburgische Industrie- und Handelskammer  
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STELLUNGNAHME 

  

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die textliche Festsetzung dient gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO der horizontalen 
Gliederung des Planungsgebietes hinsichtlich der Ansiedlung großflächiger 
Einzelhandelsbetriebe. Dadurch wird diese Nutzungsart räumlich auf das 
Baugebiet MK3 beschränkt. Dies ist planerisches Ziel der Stadt Jever und 
planungsrechtlich unter Ausschöpfung der Gliederungsmöglichkeiten der 
BauNVO zulässig. 
Zum Einen soll die Versorgung der Altstadt wohnungsnah sichergestellt 
werden, dies nicht zuletzt als Ersatz für die wegfallende Nutzung des vor-
handenen Discounters an der Steinstraße. Durch die Sicherung einer woh-
nungsnahen Versorgung für die Altstadtbewohner wird darüber hinaus den 
Grundsätzen der Innenentwicklung Rechnung getragen (Verzicht auf nicht 
integrierte Standorte am Ortrand, Verzicht auf weitere Flächeninanspruch-
nahme, Reduzierung des Verkehrs, etc.). Zum Zweiten erfüllt der Standort 
hinsichtlich seiner städtebaulichen Einfügbarkeit (mögliche Immissionskon-
flikte) und Erschließbarkeit (Nähe zum Elisabethufer) sehr gute Standortbe-
dingungen, die an anderen Stellen (d.h. in der Tiefe) des Planungsgebietes 
zu wesentlich mehr Konflikten führen würde. Des Weiteren ist planerisches 
Ziel der Gemeinde, die vorhandene kleinteilige Einzelhandelsstruktur der 
Altstadt zu sichern und damit weitere über das Ersatzangebot hinausge-
hende Einzelhandelseinrichtungen nur in kleinteiliger Form zuzulassen. In 
den anderen Baugebieten sichert der Bebauungsplan die bestehende 
kleinteilige Versorgungsstruktur durch Festsetzung entsprechender Kern-
gebiete. Eine Zulässigkeit von großflächigen Einzelhandelsbetrieben im ge-
samten Planungsgebiet ist insofern nicht zielführend. Diese ist deshalb 
räumlich im Baugebiet MK 3 konzentriert. 
Zur Klarstellung wird die textliche Festsetzung Nr. 4 mit Ausschluss groß-
flächiger Einzelhandelseinrichtungen in allen anderen Baugebieten des 
Geltungsbereiches ergänzt. 

1 
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1 Oldenburgische Industrie- und Handelskammer  
 - Fortsetzung - 



Stadt Jever B-Plan Nr.91 „Altstadtquartier Jever“ 

STELLUNGNAHME 

  



Auswertung der Stellungnahmen - Abwägung 13.10.2008 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 

12

2 Kabel Deutschland 

1 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind nicht Gegenstand 
der Bebauungsplanung und werden im weiteren Verfahren bei der Umset-
zung konkreter Baumaßnahmen berücksichtigt. 
 

1 
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4 Polizeiinspektion Wilhelmshaven/Friesland 

1 
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Regelungen über eine Verkehrsführung sowie mögliche Einschränkungen 
wie z.B. Anliegerverkehr sind nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. 
Ebenso sind die Einteilung der Straßenverkehrsflächen (Bürgersteige, 
Parkstreifen, Fahrbahn, Radwege etc.) und die Widmung (Fußgängerbe-
reich, verkehrsberuhigter Bereich u.a.m.) der planungsrechtlich gesicherten 
öffentlichen Erschließungsflächen nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 
Diese werden durch die zuständige Straßenverkehrsbehörde getroffen. 
Aufgabe der Bauleitplanung ist die Sicherung der Erschließung der Bau-
grundstücke durch Festsetzung öffentlicher Verkehrsflächen. Insofern ist 
die vorgeschlagene Anliegerstraßenregelung eine denkbare Möglichkeit zur 
Sicherung einer direkten Hotelzufahrt aus Richtung Elisabethufer. Die Klä-
rung dieser und weiterer Erschließungsfragen wurde im Rahmen eines Ver-
kehrsgutachtens zum Bebauungsplan untersucht. 
Über die Erarbeitung eines Gesamtverkehrskonzeptes für die Altstadt 
wurde noch nicht entschieden. Mit der vorliegenden Verkehrsuntersuchung 
ist dazu ein erster Baustein erarbeitet, der in der Folge je nach Erforderlich-
keit um weitere Bausteine erweiterbar ist. 
Die Anregung zur Beteiligung der Polizeidirektion ist berücksichtigt. Am 6. 
10.2008 fand ein gemeinsames Abstimmungsgespräch zu den Ergebnissen 
des Verkehrsgutachtens zum Bebauungsplan Nr. 91 statt. Demnach ist 
eine Anliegerstraßenlösung zur Sicherung der Hotelzufahrt nicht mehr er-
forderlich. Eine effektive Verkehrslenkung der zu erwartenden Zielverkehre 
(u.a. zum geplanten Hotel) wird in der geplanten Umgestaltung des Ein-
mündungsbereiches Lindenbaumstrasse/St.-Annen-Straße gesehen. Wei-
tere Regelungen sind nach Auffassung der Polizeidirektion nicht erforder-
lich. 

1 
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5 Wehrbereichsverwaltung Nord 

1 

2 

3 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er ist Gegenstand bei der 
Durchführung von Bauvorhaben und für die Bauleitplanung nicht relevant. 
 

1 

2 

3 
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7 Landkreis Friesland 

1 
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Die Anregung wird berücksichtigt. Die entsprechenden Punkte der Begrün-
dung zu den Themen LROP und RROP werden entsprechend ausführlicher 
dargestellt. 
 
 

1 
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7 Landkreis Friesland 
 - Fortsetzung – 

2 

3 

4 
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Die denkmalpflegerischen Belange sind im Bebauungsplan angemessen 
berücksichtigt. Die nach Landesrecht festgesetzten Baudenkmale sind in 
der Planzeichnung dargestellt und nachrichtlich nach den Vorgaben des 
Landkreises übernommen (s.a. Begründung Punkt 6.7). Weitere Angaben 
zu Denkmalen lagen nicht vor. Hinsichtlich möglicher Bodenfunde ist ein 
textlicher Hinweis Gegenstand der Festsetzungen und damit Bestandteil 
des Bebauungsplanes (s.a. Begründung Punkt 6.8). Hier wird auf die er-
forderliche Vorgehensweise bei möglichen Bodenfunden im Zusammen-
hang mit Baumaßnahmen hingewiesen. Festgesetzte Bodendenkmale 
sind nicht bekannt. Damit sind aus planungsrechtlicher Sicht die Belange 
des Denkmalschutzes ausreichend abgedeckt und gesichert. 
Alle weiteren Angelegenheiten wie z.B. vorherige Bodenuntersuchungen, 
bauhistorische Untersuchungen u.a.m. sind Gegenstand der konkreten 
Bauvorhabenplanung und werden im weiteren Verfahren zwischen Denk-
malbehörde und Vorhabenträger geregelt. Den Empfehlungen zur Durch-
führung von Bodenuntersuchungen im Vorfeld der Umsetzung der Pla-
nung wird gefolgt. Vorgespräche dazu haben bereits stattgefunden. Diese 
Regelungen werden im Rahmen der Baudurchführung berücksichtigt, sie 
sind nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. (s.a. Stellungnahme Nr. 
10) 
 
zu Ziffer1: 
Die Originalzeichnung des Bebauungsplanes liegt im Maßstab 1:500 vor. 
Aus Gründen der Vervielfältigung wurden den Behörden im Rahmen der 
Beteiligung teilweise verkleinerte Planfassungen im Maßstab 1:1.000 zur 
Verfügung gestellt. 
zu Ziffer 2: 
Die Anregung wird berücksichtigt. Zur Klarstellung wird ein weiteres Bau-
gebiet für die eingeschossige Bebauung an der Kleinen Wasserpfortstraße 
festgesetzt. Planzeichnung, textliche Festsetzungen und Begründung 
werden entsprechend angepasst. 
Die Anregung zu möglichen Gebäuderücksprüngen im Bereich der festge-
setzten Baulinie in der Steinstraße ist im vorliegenden Entwurf berücksich-
tigt (s. Textliche Festsetzung Nr. 10). Zur Klarstellung wird der Rücksprung 
baulicher Anlagen jeweils geschoßweise festgesetzt. 
 
Die Anregung zur Beteiligung der Straßenverkehrsbehörde ist berücksich-
tigt. Am 6. 10.2008 fand ein gemeinsames Abstimmungsgespräch zu den 
Ergebnissen des Verkehrsgutachtens zum Bebauungsplan Nr. 91 statt. 
Die in der Begründung des Bebauungsplanes vorgeschlagene Regelung 
dient zur Sicherung einer zielgerichteten Zuführung von Hotelgästen aus 
Richtung Elisabethufer. Der Bebauungsplan trifft hierzu aber keine Fest-
setzungen. Andere Lösungen, wie die im Abstimmungsgespräch erörterte 
Umgestaltung des Einmündungsbereiches Lindenbaumstraße/ St.-Annen-
Straße sind ebenfalls im Bebauungsplan abgesichert. Der Bebauungsplan 
sichert die für die öffentliche Erschließung erforderlichen Straßenver-
kehrsflächen ohne Einteilung und Widmung. Dies ist Gegenstand der 
weiteren Konkretisierung der Planung. 

2 

3 

4 
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8 Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband 

1 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind nicht Gegenstand 
der Bebauungsplanung und werden im weiteren Verfahren bei der Umset-
zung konkreter Baumaßnahmen berücksichtigt.  
 

1 
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9 Zentrale Polizeidirektion - Kampfmittelbeseitigungsdienst 

1 
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Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Textlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes werden durch einen entsprechenden Verweis auf die erforderli-
che Benachrichtigung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes ergänzt (Plan-
zeichnung und Begründung Punkt 6.8). 

1 



Auswertung der Stellungnahmen - Abwägung 13.10.2008 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 

26

9 Zentrale Polizeidirektion - Kampfmittelbeseitigungsdienst 
 - Fortsetzung - 
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10 Niedersächsisches Amt für Denkmalpflege, Hannover 

1 
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Der Bebauungsplan übernimmt die in der Denkmalliste eingetragenen 
Denkmale nachrichtlich in die Planzeichnung und stellt diese dar (§9 Abs. 6 
BauGB). Hier hat der Bebauungsplan Hinweischarakter auf zu berücksichti-
gende Belange, die nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffen wer-
den. Dies betrifft auch Denkmäler nach Landesrecht. Diese sind in den Be-
bauungsplan nachrichtlich zu übernehmen. Dem wurde im vorliegenden 
Planentwurf Rechnung getragen. Die im Bebauungsplan nachrichtlich 
übernommenen Baudenkmale sind von der Unteren Denkmalbehörde 
(Landkreis Friesland) zur Verfügung gestellt und übernommen worden. Hin-
weise auf Bodendenkmale (Grabungsschutzgebiete) wurden dabei nicht 
gegeben. Ebenso stellt der Entwurf des Flächennutzungsplanes keine Bo-
dendenkmalbereiche für das Planungsgebiet dar. 
Aufgrund der Lage des Planungsgebietes innerhalb der historischen Sied-
lungskernes wurde im Bebauungsplan aber ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen, der im Vorfeld von Baumaßnahmen auf mögliche Boden-
denkmale aufmerksam macht, um damit die Belange auch des Boden-
denkmalschutzes in der Umsetzung der Planung zu gewährleisten. Damit 
sind die Belange des Denkmalschutzes ausreichend berücksichtigt.  
Im Vorfeld der Planung haben bereits Abstimmungsgespräche mit der Bo-
dendenkmalpflege hinsichtlich möglicher Untersuchungen stattgefunden. 
Dies ist auch im weiteren Verfahrensablauf vorgesehen, so dass die Be-
lange der Bodendenkmalpflege im Zuge der konkreten Umsetzung der 
Baumaßnahmen berücksichtigt werden.  

1 
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11 Bündnis 90 / Die Grünen im Rat der Stadt Jever 

1 

2 
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Die Anregung ist berücksichtigt. Der Bebauungsplan ist ein Bebauungsplan 
der Innenentwicklung nach § 13a BauGB. Hierfür hat der Gesetzgeber, den 
Gemeinden die Möglichkeit gegeben, das Planungsverfahren im beschleu-
nigten Verfahren durchzuführen. Dazu kann die Gemeinde nach eigenem 
Ermessen die gesetzlich vorgegebenen Beteiligungsschritte aussetzen oder 
verkürzen. Davon macht die Stadt Jever im vorliegenden Fall aufgrund der 
Bedeutung des Projektes für die Entwicklung der Altstadt keinen Gebrauch. 
Die Bürger haben die Möglichkeit der Stellungnahme nach herkömmlichem 
Planverfahren in zwei Beteiligungsstufen: der frühzeitigen Beteiligung, die 
vom 21.07.2008 bis einschließlich dem 08.08.2008 durchgeführt wurde, 
und der Offenlage der Planung, die für den Herbst 2008 vorgesehen ist. 
Damit werden die Beteiligungsmöglichkeiten des Baugesetzbuches entge-
gen der möglichen Verfahrenskürzungen in vollem Umfang ausgeschöpft 
und dem Stellenwert des Projektes für die Entwicklung der Altstadt in an-
gemessenem Rahmen Rechnung getragen. 
 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen. Vorrangiges Ziel des Bebau-
ungsplanes ist die Inwertsetzung und Sicherung der Altstadt als Einkaufs- 
und Wohnstandort. Eine vorrangige Zielsetzung das Altstadtquartier für den 
KfZ Verkehr zu öffnen, ist nicht zutreffend. Aufgrund der Neuplanung wird 
sich die bestehende Situation verändern. Dazu gehört auch eine altstadtge-
rechte Erschließung und ein von der Stadt Jever verfolgtes Ziel der Verbes-
serung des Stellplatzangebotes der Altstadt. Der Bebauungsplan definiert 
dieses Ziel jedoch unter der Maßgabe, die Erschließung den Anforderun-
gen der geplanten Nutzungen unter Berücksichtigung der städtebaulichen 
Besonderheit der Altstadt gerecht zu werden (s. Begründung). Veränderun-
gen betreffen insofern im Wesentlichen eine zweistreifige Verkehrsführung 
im Abschnitt der St.-Annen-Straße bis zur Lindenbaumstraße. Dies ist zur 
Erschließung der Stellplätze mit Zufahrt im Bereich der Lindenbaumstraße 
erforderlich. Dazu wird aber der bestehende Straßenquerschnitt ohne Inan-
spruchnahme zusätzlicher Flächen benutzt. Im Übrigen ist die St.-Annen-
Straße auch derzeit in zwei Fahrtrichtungen befahrbar (Erschließung des 
Parkplatzes Baulücke Lindenbaumstraße und Parkgarage Plus). Durch die 
räumliche Bündelung der meisten Stellplätze (Kunden, Besucher, Bewoh-
ner) und ihre möglichst kurze Anbindung an das örtliche Hauptverkehrstra-
ßennetz über die St.-Annen-Straße altstadtauswärts (Elisabethufer) werden 
die Auswirkungen des Verkehrs aus der Planungsmaßnahme reduziert. 
Zur Klärung der Auswirkungen der geplanten Nutzungen auf die Verkehrs-
situation und die Lärmbelastung der betroffenen Anwohner wurden zwei 
Fachgutachten erarbeitet. Dabei sind folgende Ergebnisse festzuhalten: 
- der Verkehr in der St.-Annen-Straße von Lindenbaumstraße bis Stein-
straße wird leicht abnehmen 
- der Verkehr von Lindenbaumstraße in Richtung Elisabethufer wird zu-
nehmen 
- eine zweistreifige Verkehrsführung der St.-Annen-Straße von Linden-
baumstraße altstadtauswärts ist im bestehenden Straßenquerschnitt mög-
lich 
- der vorhandene Querschnitt der St.-Annen-Straße von Lindenbaumstraße 
in Richtung Steinstraße bleibt für den fließenden Verkehr bestehen 

1 

2 
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11 Bündnis 90 / Die Grünen im Rat der Stadt Jever 
 - Fortsetzung - 

3 
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- die Aufweitung der St.-Annen-Straße nach Süden bedeutet eine wesent-
liche zur Verbesserung der Aufenthalts- und Nutzungsqualität insbesondere 
für Fußgänger 
- der Einmündungsbereich der Lindenbaumstraße in die St.-Annen-Straße 
sollte gestalterisch umgebaut werden (optische Verengung der St. Annen-
Straße) 
- insgesamt ist die Verkehrsbelastung auch im Planungsfall absolut als ge-
ring einzuschätzen 
- die Auswirkungen des Verkehrslärms auf die benachbarten Nutzungen 
bewegen sich innerhalb der festgesetzten Orientierungswerte 
- die Auswirkungen des Gewerbelärms (Parkplatzverkehr und Anliefe-
rungsverkehr) bewegen sich ebenfalls im Rahmen der gesetzlich vorge-
gebenen Richtwerte. 
Private Grundstücksflächen werden für öffentliche Verkehrsflächen nur in 
der St.-Annen-Straße zwischen Lindenbaumstraße und Steinstraße in An-
spruch genommen (ca. 220 qm). Im Bereich des Abschnittes zwischen 
Kleinen Wasserpfortstraße und Lindenbaumstraße werden öffentliche Ver-
kehrsflächen (Stellplätze vor Haus Nr. 17/19) zugunsten von Baulandflä-
chen zurückgebaut (ca. 120 qm). Damit werden planungsbedingt insgesamt 
etwa 100 qm zusätzliche Grundstücksflächen in Anspruch genommen. Da-
von befindet sich im Abschnitt von der Lindenbaumstraße bis zur Stein-
straße der Großteil der Flächen in kommunalem Eigentum. Die Inanspruch-
nahme privater Grundstücksflächen dient im betroffenen Abschnitt u.a. der 
Verbesserung der Fußgängererschließung (s.o.). Die Gehwegbreite beträgt 
hier zurzeit etwa 0,70 m. Diese Lösung wird durch das Verkehrsgutachten 
hinsichtlich der Verbesserung der Verkehrssicherheit für Fußgänger und 
Fahrradfahrer unterstützt. Im Übrigen sind in allen Straßen des Planungs-
bietes (und auch in Großteilen der übrigen Altstadt) die privaten Grund-
stücksflächen, die den Straßenräumen zugeordnet sind als öffentliche Ver-
kehrsflächen gewidmet (Bürgersteig geht bis zur vorderen Gebäudekante). 
Der Anteil der Verkehrsflächen spiegelt mit Ausnahme der St.-Annen-
Straße die gegenwärtige Bestandssituation wieder. Die Inanspruchnahme 
von ca. 120 qm privater Flächen (davon ein Großteil in kommunalem Ei-
gentum) für Verkehrsflächen ist vor diesem Hintergrund in diesem Teilab-
schnitt der St.-Annen-Straße vertretbar. 

 
Die Ableitung einer einseitig auf die Erfüllung KfZ spezifischer Interessen 
angelegte Planung und damit einer unverhältnismäßigen Überbewertung 
privater Belange eines Investors ist nicht zutreffend. Anlass des Bebau-
ungsplanes ist auch nicht die Umgestaltung des Erschließungssystems zu-
gunsten des Kfz-Verkehrs. Ziel des Bebauungsplanes ist es, durch Umnut-
zung und Neuplanung leerstehender Gebäude und brachliegender Flächen 
eine städtebauliche Aufwertung und Sicherung der Altstadt zu gewährleis-
ten und die bestehende Nutzungs- und Versorgungsstruktur im Übrigen teil 
des Planungsgebietes zu sichern. Diese städtebaulichen Zielsetzungen 
stehen auch in der vorliegenden Stellungnahme unter Punkt 1 außer Frage. 
Der Großteil der Baugebietsflächen des Geltungsbereiches sichert den 
vorhandenen Bestand in Art und Maß der baulichen Nutzung. Im nördlichen  
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Teilbereich wird die geplante Neubaumaßnahme gesichert. Dabei sichert 
der Bebauungsplan zwar die beabsichtigte Planung des Investors, 
ermöglicht aber als „normaler“ Bebauungsplan auch die Realisierung an-
derer städtebaulicher Umsetzungen und ist insofern auch nicht einseitig 
auf ein Vorhaben zugeschnitten (s.u. Punkt 4). Gleichwohl sind einige 
Festsetzungen aus dem geplanten Vorhaben abgeleitet, um Investitionssi-
cherheit hierfür zu schaffen. 
Ein Bezug zwischen dem Gebäudeabriss aufgrund erforderlicher Ver-
kehrsflächensicherung ist nicht gegeben. Bestehende Gebäude genießen 
bis zu Ihrer Nutzungsänderung oder wesentlichen baulichen Veränderung 
Bestandsschutz. Danach gelten die Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
Eine Umgestaltung des Erschließungssystems ist nicht gegeben und auch 
nicht erforderlich. Sämtliche Verkehrsbeziehungen sind in den vorhande-
nen Straßenquerschnitten ohne Probleme umsetzbar. Dies zeigen auch 
die Ergebnisse des Verkehrsgutachtens (s.o.). 
Veränderungen betreffen die Wiederherstellung der südlichen 
Randbebauung der St.-Annen-Straße als Blockrandbebauung in Anleh-
nung an die historische Situation. Hier werden die baulichen Überformun-
gen der letzten Jahre rückgebaut und unter Berücksichtigung verkehrlicher 
und städtebaulicher Aspekte der Stadtraum der Altstadt an dieser Stelle 
wieder hergestellt. Gleichzeitig soll über die Planung Sicherheit für Investi-
tionen in den Umbau des Stadtquartiers gewonnen werden. Dabei sind 
auch wirtschaftliche und verkehrliche Fragen der Grundstücksnutzung in 
Betracht zu ziehen. 
Die möglichen Auswirkungen aus einer Verkehrszunahme und veränderter 
Verkehrsbeziehungen wurden prognostiziert und hinsichtlich der zu er-
wartenden Lärmauswirkungen auf das städtebauliche Umfeld untersucht 
und in die weitere Planung eingestellt (s.o.). 
 
Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufge-
stellt. Eine wesentliche Zielsetzung der Nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie ist die Verringerung der Flächeninanspruchnahme durch Stärkung der 
Innenentwicklung. Dazu gehören unter anderem die Wiederherstellung 
und die Sicherung funktionsfähiger, urbaner Stadtzentren und –quartiere 
sowie die zügige Durchführung notwendiger Anpassungsmaßnahmen (s. 
Regierungsentwurf zur BauGB Novelle 2007). Durch die Wiedernutzung 
von Flächen sollen die vorhandenen Potenziale besser ausgeschöpft wer-
den, um die gezielte erstmalige Inanspruchnahme von Flächen für Sied-
lungszwecke weiter zu verringern. Dazu zählt auch, dem bestehenden ho-
hen Anpassungs- und Investitionsbedarf der betroffenen Bereiche gerecht 
zu werden. Dieser Zielsetzung nachhaltiger städtebaulicher Entwicklung 
für das Planungsgebiet ist in vollem Umfang entsprochen. 
Der Bebauungsplan wurde aufgestellt, um die städtebauliche Entwicklung 
des Altstadtquartiers planungsrechtlich zu sichern. Zeitpunkt und Anlass 
der Aufstellung fallen in die hoheitliche Aufgabe der Stadt Jever. Dazu 
wurden im Rahmen mehrerer Gesprächsrunden zwischen Eigentümer, 
Projektarchitekt und Vertretern von Rat und Verwaltung der Stadt Jever im 
Vorfeld des Aufstellungsbeschlusses mehrerer Abstimmugsgespräche 
über die geplanten Neubaumaßnahmen geführt. Im Ergebnis hat die Stadt  
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Jever den Aufstellungsbeschluss gefasst. Dabei ist der Geltungsbereich 
so gewählt, dass auch das städtebauliche Umfeld der Neubaumaßnah-
men mit in die Planung einbezogen wurde, um mögliche Planungskonflikte 
im Zuge der Bauleitplanung zu lösen. Dies betrifft die städtebauliche Einfü-
gung der Neubebauung, die Sicherung des Bestandes, die Frage der Ver-
kehrsentwicklung und der resultierenden Veränderungen der Erschließung 
sowie die Auswirkungen auf die Immissionssituation. Die Aufstellung eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes war nicht Gegenstand der Be-
schlussfassung, da aufgrund fehlender Vorhabenträger eine wesentliche 
Durchführungsvoraussetzung hierfür nicht gegeben war. 
Der Erforderlichkeit nach Ordnung der städtebaulichen Entwicklung im 
Planungsgebiet ist die Stadt Jever mit dem Aufstellungsbeschluss nachge-
kommen. 
 
Die Belange sind nicht verkannt, sondern in die Planung eingestellt. Es 
obliegt dem Rat der Stadt Jever im Rahmen der Abwägung die Belange 
untereinander und gegeneinander zu gewichten.  
Zur Klärung der Auswirkungen der Planung wurden dazu zwei Fachgut-
achten erarbeitet. Darin werden zum einen die Veränderungen der Ver-
kehrssituation und die Realisierbarkeit der Planung untersucht sowie die 
zukünftige Verkehrsentwicklung auf der Grundlage des städtebaulichen 
Konzeptes unter Berücksichtigung der Bestandsituation prognostiziert. 
Dabei sind Aspekte der Gefährdung, der Sicherung der Wohn- und Ar-
beitsbevölkerung, der Berücksichtigung historischer Belange, die Umwelt-
auswirkungen, Aspekte der Verkehrsvermeidung in die Untersuchungen 
eingeflossen, um die Erheblichkeit der Auswirkungen zu ermitteln und Ge-
genmaßnahmen zu erarbeiten, die in der Folge die Auswirkungen der Pla-
nungen minimieren. Im Ergebnis der beiden Gutachten ist folgendes fest-
zuhalten: 
- die Verkehrssicherheit für Fußgänger und Radfahrer wird zumindest im 
Teilbereich von Lindenbaumstraße bis zur Steinstraße durch Verbreite-
rung des Fußweges verbessert; dazu dient ebenfalls der geplante Umbau 
des Einmündungsbereiches Lindenbaumstraße/St.-Annen-Straße; 
- die Veränderung der Verkehrs- und Lärmbelastung sind hinreichend un-
tersucht worden, demnach kann nach Aussagen des Gutachtens ein Im-
missionskonflikt aus der Verkehrslärmbelastung und der Gewerbelärmbe-
lastung ausgeschlossen werden; 

 - die Anregung ist z.T. berücksichtigt, der Straßenzug der St.-Annen-
Straße wird durch die vorliegende Blockrandbebauung unter Wahrung der 
historischen Bezüge in großen Teilen wiederhergestellt und erfährt ge-
genüber der bestehenden Situation eines wesentliche Aufwertung, eine 
Aufweitung der St.-Annen-Straße betrifft nur den Teilbereich von Linden-
baumstraße bis zur Steinstraße; hier wird durch die Aufweitung zum Einen 
der Sicherung der Belichtungsverhältnisse der Bestandsbebauung Rech-
nung getragen wie auch die Verkehrssicherheit für Fußgänger verbessert  
- die Auswirkungen auf Mensch und Gesundheit sind durch die Fachgut-
achten hinreichend untersucht worden, demnach sind weder aus dem 
Verkehrslärm, noch aus dem Gewerbelärm Immissionskonflikte erkennbar; 
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- die Aufweitung der St.-Annen-Straße nach Süden bedeutet eine wesent-
liche Verbesserung der Aufenthalts- und Nutzungsqualität insbesondere 
für Fußgänger in diesem Teilabschnitt der St.-Annen-Straße 
- die Belange der Verringerung des Verkehrs werden durch Anordnung 
und Zufahrten zu den geplanten Stellplätzen an der Lindenbaumstraße 
berücksichtigt, in der Folge führt dies im Teilabschnitt der St.-Annen-
Straße von der Lindenbaumstraße bis zur Steinstraße zu einem leichten 
Rückgang der Verkehrsbelastung, ebenso werden dadurch die Umwelt-
belastungen gemindert; die Zunahme der Verkehrsbelastung wird so auf 
den Teilabschnitt von der Lindenbaumstraße bis zum Elisabethufer be-
grenzt und damit minimiert. 
Die Belange des Verkehrs sind als Bestandteil der Planung wie andere 
Belange auch gründlich erarbeitet worden und in die Planung eingestellt. 
Die Auswirkungen der Planung auf die Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
wurden untersucht und in die weitere Planung eingestellt, um schädliche 
Auswirkungen zu vermeiden und gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
zu sichern. 
 
Die Anregung ist berücksichtigt. Das Verkehrsgutachten trifft u.a. 
Aussagen zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität und zu Fußgänger- 
und Fahrradverkehr (s.o.). 
Dabei wird deutlich, daß die geplante Verbreiterung der St.-Annen-Straße 
im Bereich zwischen Lindenbaumstraße und Steinstraße die momentan 
äußerst beengte Fußwegesituation (Breite ca. 0,7m) deutlich entschärft, 
indem hier breitere Fußwege angelegt werden können. Die Fahrbahn 
bleibt in ihrer jetzigen Breite von 3,50 m bestehen und wird nicht 
verändert. Die Verbreiterung des Straßenquerschnittes kommt der 
Verbesserung der Verkehrssicherheit der Fußgänger und Fahrradfahrer zu 
Gute. In diesem Teilabschnitt der St.-Annen-Straße wird die Verkehrsbe-
lastung nach den Ergebnissen der Verkehrsuntersuchung leicht zurück-
gehen. 
Die Zunahme der Verkehrsbelastung im Teilabschnitt von der Linden-
baumstraße in Richtung Elisabethufer ist im bestehenden Querschnitt der 
St.-Annen-Straße zu bewältigen, so daß hier keine weiteren Eingriffe 
entstehen. 
Für den Einmündungsbereich Lindenbaumstraße / St.-Annen-Straße 
wurde im Rahmen des Verkehrsgutachtens ein Gestaltungsvorschlag 
entwickelt, der zwischenzeitlich in einem ersten Abstimmungsgespräch mit 
Polizeidirektion und Straßenverkehrsbehörde gegengeprüft wurde. Dabei 
bedeutet die vorliegende Lösung eine Verbesserung der die Aufenthalts-
qualität und Verkehrssicherheit für Fußgänger und Fahrradfahrer. 
Eine Planungsvariante ohne oberirdische Stellplätze ist nicht Gegenstand 
der Planung. Die oberirdischen Stellplätze sind Bestandteil eines Gesamt-
konzeptes für die Deckung des Stellplatzbedarfes, der aus den geplanten 
Nutzungen sowie einem städtischen Bedarf an öffentlichen Stellplätzen in 
der Altstadt resultiert. Dies ist Planungsziel der Stadt Jever. Gemäß Bau-
ordnung sind die erforderlichen Stellplätze auf dem Grundstück abzude-
cken. Diesem Grundsatz wird in der Planung Rechnung getragen. 

6 



Auswertung der Stellungnahmen - Abwägung 13.10.2008 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 

40

11 Bündnis 90 / Die Grünen im Rat der Stadt Jever 
 - Fortsetzung - 

7 



Stadt Jever B-Plan Nr.91 „Altstadtquartier Jever“ 

STELLUNGNAHME 

  

Die Belange der betroffenen Eigentümer sind im Vorfeld der 
Planaufstellung bzw. der Erabeitung des städtebaulichen Konzeptes 
abgefragt und die Mitwirkungsbereitschaft geprüft worden. Der 
überwiegende Teil der planungsbetroffenen Grundstücke an der St.-
Annnen-Straße befindet sich in städtischem Eigentum bzw. im Eigentum 
eines Investors. Weitere private Grundstücke sind nur in Teilen betroffen. 
Hier sind weitere Grundstückskäufe vorgesehen. Private Grundsstücks-
veräußerungen zum Zwecke der Umsetzung der Planung sind nicht 
Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 
Die vorhandenen Gebäude und Nutzungen (z.B. Mieträume) genießen 
Bestandsschutz. Erst bei Nutzungsänderung oder baulichen Änderungen 
greifen die Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
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 Die Anregung wurde überprüft und wird nicht berücksichtigt. Die Festset-
zung der Verkehrsflächen folgt am nördlichen Rand der St.-Annen-Straße 
der aktuellen Grundstücksgrenze. Damit sind die verkehrlichen Anforde-
rungen der gesicherten Erschließung des Planungsgebietes in ausrei-
chendem Maß abgedeckt. Eine Einbeziehung der Nordseite ist nicht erfor-
derlich. Gleiches gilt für die Steinstraße. 
Hinsichtlich der zu erwartenden Folgewirkungen, die insbesondere aus 
den Erschließungserfordernissen des Planungsgebietes resultieren, ist die 
nördliche Randbebauung der St. Annen-Straße, die außerhalb des Gel-
tungsbereiches liegt in die Bearbeitung des Verkehrs- und des Lärmgut-
achtens eingebunden worden. Aufgrund der relativ geringen Verkehrsbe-
lastung der St.-Annen-Straße werden die relevanten Richtwerte hinsicht-
lich der zu erwartenden Lärmbelastung eingehalten. Die Vorschläge des 
Verkehrsgutachtens zur Gestaltung der St.-Annen-Straße ergeben, dass 
die im Bebauungsplan festgesetzte Straßenfläche ausreichende Straßen-
querschnitte zulässt. Auch daraus ergibt sich keine Notwendigkeit einer 
nördlichen Erweiterung des Geltungsbereiches. 
Insofern sind die Auswirkungen des zu erwarteten neuen Verkehrsauf-
kommens auf die Nordseite in den Gutachten untersucht und Maßnahmen 
zur Vermeidung und Minderung der Auswirkungen getroffen.  
 
Die Anregung wird berücksichtigt. Die Begründung wird durch einen ent-
sprechenden Hinweis im Textteil ergänzt. 
Durch die Stellung der baulichen Anlagen sind solarthermische und pho-
tovoltaische Anlagen sinnvoll in den Südlagen auf den Gebäudedächern 
einzurichten. Inwiefern Kraft-Wärme-Kopplung, Nahwärmeversorgung 
oder andere klimaschutzrelevante Energieversogungssysteme zum Tra-
gen kommen ist Gegenstand der weiteren Hochbauplanung und wird im 
weiteren Planungsablauf konkret festgelegt. In diesem Zusammenhang 
wird auf die geltenden gesetzlichen Vorgaben der Energieeinsparverord-
nung (ENEV) und des ErneuerbareEnergienWärmegesetz (EEWärmeG) 
verwiesen. Beide Regelwerke setzen konkrete Vorgaben hinsichtlich des 
Einsatzes regenerativer Energien und erforderlicher energieeffizienter 
Bauweisen. 
Die Inanspruchnahme und Wiedernutzung von so genannten Innenbe-
reichsflächen leisten im Rahmen der Innenentwicklung ebenfalls einen 
Beitrag zum Klimaschutz, durch Verzicht auf die Inanspruchnahme von 
Grün- und Freiflächen, durch die Nutzungsmischung, durch Reduzierung 
der Verkehrswegeaufwendungen und anderes mehr. 
 

 Eine Festsetzung einer anteiligen Geschossfläche für Wohnnutzungen 
oberhalb des ersten Vollgeschosses ist aufgrund der fehlenden konkreten 
Nutzer nicht möglich. Sie ergibt sich indirekt aus der überbaubaren Grund-
stücksfläche und der Geschoßzahl. Ab 1. Obergeschoss sollen unter an-
derem auch Räume für freie Berufe, ggfs eine Praxis oder ähnliche Nut-
zungen angesiedelt werden können. In welchem Umfang dies greift, ist 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht feststellbar und hängt vom konkreten Investi-
tionsvorhaben ab. Insofern steht die Festsetzung einer festen  
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